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Entscheidbesprechungen
Discussions d’arrêts actuels

P a t r i c e  M a r t i n  Z u m s t e g

AJP/PJA 2/2025

1.	 Verfassungs- und Verwaltungsrecht/ 
Droit constitutionnel et administratif

1.4.	 Grundrechte/Droits fondamentaux 
1.4.6.	 Versammlungs- und Vereinsfreiheit/ 

Liberté de réunion et d’association

Demonstrieren auf Nebenstrassen? – «Winterwande-
rung für Klimagerechtigkeit» anlässlich des WEF 2023

Besprechung von BGer, 1C_28/2024, 1C_32/2024, 
1C_33/2024 und 1C_34/2024, 8.10.2024 (zur Publika-
tion vorgesehen)

Bundesgericht, I. öffentlich-rechtliche Abteilung, Urteil 
1C_28/2024, 1C_32/2024, 1C_33/2024, 1C_34/2024 vom 
8. Oktober 2024 (zur Publikation vorgesehen), A. gegen 
Gemeinden Klosters, Küblis und Davos sowie gegen De-
partement für Infrastruktur, Energie und Mobilität Grau-
bünden, Kundgebungsbewilligung.

Patrice Martin Zumsteg*

Das Bundesgericht anerkennt, dass die behördliche Ver-
legung einer Demonstration von einem zentralen an einen 
dezentralen Ort einen Eingriff in die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit und insbesondere die Appellfunktion 
einer Kundgebung darstellt. Erfolgt ein solcher Grund-
rechtseingriff aufgrund einer Gefahrenprognose, muss 
sich diese auf objektive Tatsachen stützen können. Zudem 
konkretisiert das höchste Gericht das Beschleunigungs-
gebot für die Bewilligung von Demonstrationen. Entspre-
chende Verfahren müssen so abgeschlossen werden, dass 
hinreichend Zeit für die definitive Organisation und ge-
gebenenfalls eine Anfechtung bleibt. Eine entsprechende 
Verfügung muss nach Abschluss der behördlichen Mei-
nungsbildung umgehend ausgefällt werden.

I.	 Sachverhalt

Die Gruppierung «Strike WEF Kollektiv» wollte an­
lässlich des WEF 2023 eine zweitägige «Winterwande­
rung für Klimagerechtigkeit» mit maximal 300 Personen 
durchführen. Der Weg sollte von Küblis über die Kan­
tonsstrasse nach Klosters und dann über Wanderwege 
nach Davos führen, wo eine abschliessende Platzkund­

gebung stattfinden sollte. Das entsprechende Demonstra
tionsgesuch wurde am 10. November 2022 eingereicht. 
Am 16. Dezember 2022 fand ein Treffen zwischen dem 
Gesuchsteller A. und Behördenvertretern statt. An dieser 
Sitzung wurde A. mitgeteilt, dass die beantragte Route 
über die Kantonsstrasse nicht bewilligt werden könne. 
Eine Alternativroute auf Nebenstrassen und Wanderwe­
gen wurde in Aussicht gestellt. Entsprechend verweigerte 
das kantonale Tiefbaumt die Erteilung der Bewilligung 
zur Benutzung der Kantonsstrasse mit Verfügung vom 
10. Januar 2023. Hingegen erteilten die Gemeinden Küb­
lis, Klosters und Davos die notwendigen Bewilligungen 
unter Auflagen und Bedingungen (Sachverhalt A.).

Die von A. eingereichten Rechtsmittel – ebenso wie 
sein Antrag auf Vereinigung der vier eröffneten Verfah­
ren – blieben erfolglos. Das Verwaltungsgericht des Kan­
tons Graubünden wies sämtliche Beschwerden ab, soweit 
es darauf eintrat (Sachverhalt B.). Hiergegen erhob A. 
Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten an 
das Bundesgericht (Sachverhalt C.).

II.	 Erwägungen des Bundesgerichts

Da die vier kantonalen Urteile dieselbe Kundgebung und 
denselben Gesuchsteller betreffen, werden die entspre­
chenden Verfahren durch das Bundesgericht vereinigt 
(E. 1). In Bestätigung seiner Praxis tritt das Bundesge­
richt auf die Beschwerden ein, auch wenn das Datum der 
geplanten Kundgebung im Zeitpunkt des höchstrichterli­
chen Entscheids bereits in der Vergangenheit liegt.1

Materiell ruft das Bundesgericht in Erinnerung, dass 
Demonstrationen durch die Meinungsäusserungs- und 
die Versammlungsfreiheit i. S. v. Art. 16 BV und Art. 10 
EMRK sowie Art. 22 BV und Art. 11 EMRK geschützt 
sind. Gegenüber anderen Versammlungen unterscheiden 
sich Kundgebungen durch ihre Appellfunktion, d.h. das 
Ziel, die Öffentlichkeit auf ein Anliegen der Teilnehmen­
den aufmerksam zu machen. Dies gilt insbesondere für 
politische Kundgebungen (E. 3.1–3.2).

Gleichzeitig stellen Demonstrationen auf öffentli­
chem Grund aufgrund der fehlenden Gemeinverträglich­
keit gesteigerten Gemeingebrauch dar. Gesteigerter Ge­
meingebrauch unterliegt meist einer Bewilligungspflicht. 
Diese dient der Prioritätensetzung und der Koordination 

1	 E. 2 und 9.2. Die Praxis besteht einerseits, weil bei Festhalten am 
Erfordernis des aktuellen Interesses nie rechtzeitig ein Urteil des 
Bundesgerichts erwirkt werden könnte. Andererseits entfällt dieses 
Erfordernis auch, wenn durch die EMRK geschützte Ansprüche 
tangiert sind.

*	 Patrice Martin Zumsteg, Dr. iur., Rechtsanwalt, ZHAW Zürcher 
Hochschule für Angewandte Wissenschaften, Winterthur, und 
AAK Anwälte und Konsulenten AG, Zürich.



E n t s c h e i d b e s p r e c h u n g e n / D i s c u s s i o n s  d ’ a r r ê t s  a c t u e l s

AJP/PJA 2/2025

141

der verschiedenen Nutzungen des öffentlichen Raums 
ebenso wie dem Schutz der Polizeigüter.2 Eine solche 
Bewilligungspflicht darf auch für Kundgebungen auf öf­
fentlichem Grund vorgesehen werden, wobei das Bundes­
gericht mit Blick auf seine bisherige Rechtsprechung of­
fenlässt, ob dafür eine gesetzliche Grundlage erforderlich 
ist (E. 3.3.3 und E. 5.3). Eine solche ist im Bündner Recht 
jedenfalls vorhanden (E. 3.4).

Das Areal, welches für eine Demonstration bereitge­
stellt wird, muss dem Publizitätsbedürfnis der Veranstal­
tung – der Appellwirkung – Rechnung tragen (E. 3.3.4). 
Dieser Anspruch geht aber nicht so weit, dass Veranstal­
tende verlangen könnten, eine Kundgebung an einem be­
stimmten Ort, zu einer bestimmten Zeit und nach selbst 
bestimmten Bedingungen durchzuführen. Es muss eine 
Abwägung – nach objektiven Gesichtspunkten – mit den 
Interessen der Allgemeinheit und der Anwohnerschaft 
stattfinden (E. 3.3.5).

Die Verweigerung der Bewilligung zur Benutzung der 
Kantonsstrasse stellt einen Eingriff in die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit dar. Die bewilligte Alternativroute 
führte mehrheitlich durch abgelegene Gebiete. Dies re­
duzierte die Appellwirkung, wie schon die Vorinstanz 
des Bundesgerichts feststellte, welche dies aber für zu­
lässig hielt (E. 4.1–4.2). Das höchste Gericht hebt dem­
gegenüber hervor, dass mit einem Demonstrationsumzug 
«auch ein gewisses Inszenierungsinteresse» einhergeht, 
dem Rechnung zu tragen ist (E. 4.3). Dies gilt insbeson­
dere bei einer Veranstaltung wie dem WEF, welches ein 
weltweites Publikum erreicht. Kritischen Gegenstimmen 
muss eine ausreichende Plattform zur Verfügung stehen. 
Wenn eine Kundgebung von einem zentralen auf einen 
dezentralen Platz verlegt wird, stellt die Beeinträchtigung 
der Appellfunktion einen Eingriff in die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit dar (E. 4.3). Dieser muss sich an 
Art. 36 BV messen lassen.

Dabei zweifelt A. an, dass die einschlägigen Bestim­
mungen hinreichend bestimmt sind, weil sie keinerlei Kri­
terien für die Bewilligung von Demonstrationen normie­
ren. Es seien unzulässige Blankettermächtigungen (E. 5). 
Diesbezüglich bestätigt das Bundesgericht seine Praxis, 
wonach sich das Erfordernis der Normbestimmtheit nicht 
abstrakt festlegen lässt. Wo der Gesetzgeber vage Be­
stimmungen vorsieht, «muss die Verhältnismässigkeit 
umso strenger geprüft werden» (E. 5.1). Konkret räumt 
das höchste Gericht ein, dass die relevanten Normen 
keine Kriterien für die Bewilligungserteilung aufstellen. 

2	 E. 3.3.1–3.3.2 und E. 5.2, wo das Bundesgericht den Einwand von 
A. verwirft, es handle sich bei Kundgebungen um schlichten Ge­
meingebrauch.

Dies spielt aber deswegen keine Rolle, weil bei der Be­
willigung des gesteigerten Gemeingebrauchs der Interes­
senabwägung eine entscheidende Rolle zukommt. Diese 
kann nur einzelfallbezogen erfolgen (E. 5.3). Es genügt 
deshalb, wenn das Gesetz nur die Bewilligungspflicht als 
solche vorschreibt. Deren Anwendung muss sich aber im 
Einzelfall als verhältnismässig erweisen (E. 5.4).

Ein Eingriffsinteresse kann u. a. in der Aufrechterhal­
tung des öffentlichen und privaten Verkehrs bestehen. 
Dies darf jedenfalls bei der Bewilligung einer Kundge­
bung auf öffentlichem Grund miteinbezogen werden (E. 6). 
Das Verbot der Benutzung der Kantonsstrasse ist grund­
sätzlich geeignet, das verfolgte Interesse – die Wahrung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung – zu erreichen 
(E. 7.2).

Hinsichtlich der Erforderlichkeit macht A. geltend, 
dass das vollständige Verbot der Benutzung der Kantons­
strasse nicht das mildeste Mittel dargestellt habe (E. 7.3). 
Das Bundesgericht erwägt, dass eine Bewilligungsbehör­
de bei Demonstrationen auf Erfahrungswerte im Zusam­
menhang mit früheren Veranstaltungen abstellen darf. 
Negative Erfahrungen sind zu dokumentieren, damit sie 
berücksichtigt und allenfalls gerichtlich überprüft werden 
können. Zudem müssen geltend gemachte Gefahren wie 
zu erwartende Ausschreitungen oder die Nichtbefolgung 
von Auflagen durch tatsächliche Anhaltspunkte objektiv 
belegt sein (E. 7.3.2).

Vorliegend war die Benutzung der Kantonsstrasse 
zwischen Landquart und Klosters Platz im Zusammen­
hang mit dem WEF 2020 bereits einmal bewilligt worden. 
Dies war durch das kantonale Tiefbauamt als möglich 
eingestuft worden, weil die Nationalstrasse (und nicht 
die Kantonsstrasse) die Hauptverkehrsachse zwischen 
Landquart und Davos sei. Mit der Genehmigung waren 
u. a. die Auflagen verbunden worden, dass grundsätzlich 
nur die bergwärts führende Strassenhälfte benutzt werden 
dürfe, das Passieren von Einsatzfahrzeugen und Bussen 
jederzeit zu gewährleisten sei und im Falle eines Ereig­
nisses die Marschkundgebung umgeleitet oder angehalten 
werde, damit die Kantonsstrasse als Rettungsachse zur 
Verfügung stehe. Nur betreffend die eine Auflage wird 
durch den Kanton ein Verstoss im Jahr 2020 geltend ge­
macht: Die Demonstrierenden hätten immer wieder die 
gesamte Fahrbahnbreite in Anspruch genommen und da­
mit den Verkehr blockiert. Allerdings sind keine entspre­
chenden Fotos oder detaillierte Informationen dazu vor­
handen. Hinzu kommt, dass an der früheren Kundgebung 
über 1000 Personen teilnahmen, während für 2023 ma­
ximal 300 angekündigt waren (E. 7.3.4). Überdies stellte 
eine neue Person das Demonstrationsgesuch. Das höchste 
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Gericht kommt deshalb zum Schluss, dass keine konkre­
ten Hinweise dafür vorlagen, dass sich die Teilnehmenden 
an der Kundgebung im Jahr 2023 nicht an die Auflagen 
der Behörden halten würden. Die blosse Möglichkeit, 
dass dies eintreten könnte, genügt nicht. Einer allfälli­
gen Missachtung von Auflagen hätte durch striktes Ein­
greifen und Sanktionen begegnet werden müssen. Die 
sinngemässe Behauptung, eine Versammlung von 300 
Personen könne nicht auf einer Strassenseite kanalisiert 
werden, ist angesichts des erheblichen Sicherheitsauf­
wands rund um das WEF nicht nachvollziehbar. «So oder 
anders darf das potenzielle Fehlverhalten einzelner Kund­
gebungsteilnehmenden in der Vergangenheit nicht dazu 
führen, dass die Meinungs- und die Versammlungsfrei­
heit der friedlich und unter Einhaltung der behördlichen 
Anordnungen Demonstrierenden präventiv eingeschränkt 
werden» (E. 7.3.5).

Ebenso verwirft das Bundesgericht die Einwände, dass 
mögliche wetterbedingte Einschränkungen oder Notfälle 
auf der Nationalstrasse die Nutzung der Kantonsstrasse 
ausschliessen. Diesen Risiken kann mit Auflagen, insb. 
der Mitwirkungspflicht der Organisatoren der Kundge­
bung, begegnet werden (E. 7.3.6 und 7.3.7). Die generelle 
Störung des Verkehrsflusses (ausserhalb von Notfällen) 
ist sodann stets mit einem gesteigerten Gemeingebrauch 
verbunden und steht einem solchen nicht generell entge­
gen. Die Beeinträchtigung des Gemeingebrauchs durch 
die Grundrechtsausübung bei Kundgebungen ist hinzu­
nehmen. Diese sind für die demokratisch-politische Mei­
nungsbildung von besonderer Bedeutung und das Bedürf­
nis nach einer hohen Appellwirkung im Zusammenhang 
mit der Kritik am WEF ist legitim (E. 7.3.8).

Im Ergebnis erweist sich die Weigerung, den Kund­
gebungsteilnehmenden die Kantonsstrasse auch nur ab­
schnittsweise zur Verfügung zu stellen, als verfassungs­
widrig. Die «Verschiebung der kompletten Route auf 
dezentral gelegene Wanderwege sowie Nebenstrassen 
und die damit verbundene Einschränkung der Appellwir­
kung [stellt] einen unverhältnismässigen Eingriff in die 
verfassungs- und konventionsrechtlich geschützte Mei­
nungs- und Versammlungsfreiheit dar» (E. 7.4).

Darüber hinaus macht A. geltend, dass das Recht auf 
wirksame Beschwerde (Art. 13 EMRK) sowie auf ein 
faires Verfahren und auf Beurteilung innert angemesse­
ner Frist (Art. 29 Abs. 1 BV) verletzt worden seien, weil 
über sein Gesuch erst wenige Tage vor der Kundgebung 
entschieden worden sei (E. 10). Demgegenüber erach­
tet die Vorinstanz die zweimonatige Bearbeitungsdauer 
angesichts der Komplexität der Angelegenheit als ange­
messen. Zudem sei A. bereits anlässlich der Sitzung vom 

16. Dezember 2022 darüber informiert worden, dass die 
Nutzung der Kantonsstrasse nicht bewilligt werden könne 
(E. 10.1).

Das Bundesgericht verwirft die Berufung auf Art. 13 
EMRK, weil A. die von ihm geltend gemachten Kon­
ventions- und Verfassungsverletzungen im Nachhinein 
überprüfen lassen konnte (E. 10.2). Hinsichtlich der Ver­
fahrensdauer hält das höchste Gericht hingegen fest, dass 
Bewilligungsverfahren für Kundgebungen im öffentli­
chen Raum rechtzeitig vor dem geplanten Termin abge­
schlossen werden müssen. Die Organisatoren müssen 
hinreichend Zeit haben, die sich aus der Bewilligung er­
gebenden Konsequenzen zu ziehen, ihr Publikum entspre­
chend zu informieren und den abschlägigen Entscheid 
anzufechten. Nicht zuletzt müssen auch die Behörden ge­
nügend Zeit haben, sich stellende Verkehrs- und Sicher­
heitsfragen zu prüfen (E. 10.4.1). Vorliegend stand für die 
Behörden bereits am 16. Dezember 2022 fest, dass die 
beantragte Route auf der Kantonsstrasse nicht genehmigt 
würde. Überdies entsprach die bewilligte Route derjeni­
gen einer Kundgebung anlässlich eines WEF-Treffens 
im Mai 2022. Es ist deshalb für das Bundesgericht «nicht 
nachvollziehbar», weshalb nach dem 16. Dezember 2022 
noch über ein Monat bis zum formellen Entscheid ver­
ging. «Auch unter Berücksichtigung der anstehenden Fei­
ertage hätte erwartet werden dürfen, dass der Entscheid 
noch im Jahr 2022 ergeht» (E. 10.4.2). Der Anspruch 
auf Beurteilung innert angemessener Frist i. S. v. Art. 29 
Abs. 1 BV erweist sich demnach als verletzt (E. 10.5).

Im Ergebnis obsiegt A. vollumfänglich und das Bun­
desgericht hebt alle vier kantonalen Urteile auf. Es stellt 
die Verletzung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
sowie des Anspruchs auf Beurteilung innert angemesse­
ner Frist im Dispositiv fest (E. 11–12).

III.	 Bemerkungen

Vorweg ist offenzulegen, dass das Bundesgericht in ver­
schiedenen Erwägungen auf die Dissertationsschrift des 
Autors3 dieser Urteilsbesprechung abstellt. Soweit das 
Bundesgericht sich den darin geäusserten Auffassungen 
anschliesst, wird es wenig überraschen, wenn das Urteil 
vorliegend zustimmend besprochen wird. Dies vorausge­
schickt, kann Folgendes festgehalten werden.

3	 Patrice Martin Zumsteg, Demonstrationen in der Stadt Zürich, 
Verwaltungsrecht und Behördenpraxis am Massstab der Versamm­
lungs- und Meinungsfreiheit, Zürich/Basel/Genf 2020.
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A.	 Legalitätsprinzip

Bemerkenswert ist zunächst, wie ausführlich die I. öffent­
lich-rechtliche Abteilung prüft, ob in casu eine genügend 
bestimmte gesetzliche Grundlage hinsichtlich der Bewil­
ligungspflicht vorliegt (E. 5). Die Bundesrichter räumen 
zwar ein, dass die einschlägigen Normen keine Kriterien 
für die Erteilung der Bewilligung aufstellen. Dies spiele 
aber aufgrund der zentralen Bedeutung der Interessen­
abwägung, die nur einzelfallbezogen erfolgen könne, 
keine Rolle (E. 5.3). Dieses Ergebnis kontrastiert auf den 
ersten Blick mit den hohen Anforderungen an die Norm­
dichte, welche das Bundesgericht (ebenfalls die I. öffent­
lich-rechtliche Abteilung) an den Einsatz der automa­
tischen Fahrzeugfahndung und Verkehrsüberwachung 
(AFV) sowie eine nationale polizeiliche Abfrageplattform 
(POLAP) aufstellt.4 Trotzdem lässt es das Bundesgericht 
auch im vorliegend besprochenen Urteil nicht genügen, 
seine «wie ein Mantra ständig verwendete Formel» zur 
manchmal notwendigen Unbestimmtheit von Normen 
wiederzugeben.5 Angesichts der eingehenden Prüfung 
der Normdichte auch ausserhalb der staatlichen Überwa­
chung ist zumindest fraglich, ob weiterhin allgemein von 
einer herabgesetzten Anforderung an die Normdichte im 
Bereich des Polizeirechts gesprochen werden kann.6 Die­
se Entwicklung ist grundsätzlich zu begrüssen.7 Zwar 
entsteht dadurch eine Unsicherheit beim Gesetzgeber, 
in welchen Bereichen er sich weiterhin auf einen relativ 
grosszügigen Massstab hinsichtlich des Bestimmtheitsge­
bots verlassen kann. Dies kann er dadurch etwas entschär­
fen, dass generell nicht mehr mit dieser Grosszügigkeit 
gerechnet wird und die Rechtsetzung – dort, wo das mög­
lich ist – von vornherein möglichst präzise erfolgt.8

Schliesslich bleibt festzuhalten, dass das Bundesge­
richt ein weiteres Mal offenlässt, ob die Bewilligungs­
pflicht für den gesteigerten Gemeingebrauch des öffent­

4	 BGer, 1C_63/2023, 17.10.2024 (zur Publikation vorgesehen), E. 3.3 
und E. 6.6.3, wobei letztere Erwägung für die POLAP auf die 
Rechtsprechung des Bundesgerichts zur Regelungsdichte beim Ein­
satz der AFV verweist.

5	 SGK BV-Schweizer/Krebs, Art. 36 N 26, in: Bernhard Ehrenzeller/
Patricia Egli/Peter Hettich/Peter Hongler/Benjamin Schindler/Ste­
fan G. Schmid/Rainer J. Schweizer (Hrsg.), Die schweizerische 
Bundesverfassung, St. Galler Kommentar, 4. A., Zürich/St. Gallen 
und Zürich/Basel/Genf 2023 (zit. SGK BV-Verfasser).

6	 Vgl. Regina Kiener/Walter Kälin/Judith Wyttenbach, Grund­
rechte, 4. A., Bern 2024, N 359 ff.

7	 Kritik der Lehre an der bisherigen Rechtsprechung etwa bei Kiener/
Kälin/Wyttenbach (FN 6), N 362; SGK BV-Schweizer/Krebs 
(FN 5), Art. 36 N 26.

8	 Zur Normdichte bei der Gesetzgebung im Polizeirecht vgl. Arthur 
Brunner/Matthias Kradolfer, Legistische Herausforderungen im 
Polizeirecht, Risiko & Recht 2/2023, 34 ff., 53 ff., m. w. H.

lichen Raums allein aufgrund der Sachherrschaft des 
entsprechenden Gemeinwesens eingeführt werden darf 
(E. 5.3). Angesichts der einhelligen Lehrmeinung, dass 
das Legalitätsprinzip dafür keinen Raum lässt, ist dies 
eine verpasste Chance.9

B.	 Appellfunktion einer Demonstration

Wiederum zu begrüssen ist, dass das Bundesgericht die 
Appellfunktion einer Demonstration stark betont (E. 4). 
Insbesondere stellt es klar, dass die Beeinträchtigung die­
ser Funktion für sich einen Eingriff in die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit darstellt (E. 4.3), auch wenn die 
Kundgebung grundsätzlich bewilligt wird. Ein Gemein­
wesen muss also rechtfertigen können, wenn es eine De­
monstration von einem zentralen an einen dezentralen Ort 
verweist.

Ausdrücklich adressiert wird dabei die Stadt Zürich. 
Das höchste Gericht stützt sich nämlich u. a. auf das Urteil 
des Zürcher Verwaltungsgerichts, mit dem es die bewil­
ligte stehende Kundgebung auf dem Turbinenplatz statt 
eines eigentlichen «Marsch fürs Läbe» (durch den Kreis 1 
oder 5) als massgebliche Schmälerung der Appellwirkung 
taxiert hat.10 Ebenfalls übernimmt das Bundesgericht den 
Begriff «Inszenierungsinteresse» aus der Zürcher Recht­
sprechung – in der bisherigen höchstrichterlichen Praxis 
kam der Terminus nicht vor.11

C.	 Mögliche Gefahren rund 
um Demonstrationen

Bereits etabliert, aber hier nochmals hervorzuheben ist 
die Rechtsprechung, wonach von den Behörden geltend 
gemachte Gefahren durch tatsächliche Anhaltspunkte ob­
jektiv belegt sein müssen. Negative Erfahrungen – etwa 
Ausschreitungen oder das Nichtbefolgen von Auflagen – 
müssen durch die Behörden dokumentiert werden, an­
sonsten nicht darauf abgestellt werden darf (E. 7.3.2 und 
7.3.5). Das ist zu begrüssen. Eine Vorhersage über zu­
künftige Gefahren ist stets mit Unsicherheit verbunden. 
Ein Abstellen auf ein «Bauchgefühl» der entscheidenden 
Behörde oder das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 

9	 Ausführlich zur Auseinandersetzung zwischen Rechtsprechung 
und Lehre OK BV-Zumsteg, Art. 22 N 51, in: Stefan Schlegel/Odile 
Ammann (Hrsg.), Bundesverfassung, Onlinekommentar, Version 
vom 8.9.2023, https://onlinekommentar.ch/de/kommentare/bv22.

10	 VGer ZH, VB.2019.00453, 27.8.2019, E. 5.2.
11	 Eine Suche bei den Urteilen ab dem Jahr 2000 ergibt keine Treffer, 

vgl. Internet: https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/
http/index.php?lang=de (Abruf 11.12.2024).
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würde diese Unsicherheit verstärken, was angesichts der 
zentralen Bedeutung der Meinungs- und Versammlungs­
freiheit nicht zulässig sein kann.

Weiter hält das Bundesgericht fest, dass das mögli­
che Fehlverhalten Einzelner noch keine präventiven Ein­
schränkungen der gesamten Demonstration zu rechtferti­
gen vermöge (E. 7.3.5). Mit anderen Worten: Eine Gefahr 
muss nicht nur eine gewisse Eintretenswahrscheinlichkeit, 
sondern auch ein nicht unerhebliches Schadenspotenzial 
haben, damit sie Grundlage einer Einschränkung der Mei­
nungs- und Versammlungsfreiheit sein kann.12 Und auch 
dann ist dieser Gefahr zunächst mit Auflagen oder Be­
dingungen zu begegnen, bevor ein Verbot ausgesprochen 
wird (E. 7.3.6).

Indem die bundesgerichtliche Rechtsprechung den 
sehr abstrakten Begriff der Gefahr derart präzisiert, wird 
er für die Behörden wie für die Grundrechtsträger im Ein­
zelfall greifbarer. Das Urteil verdient auch in dieser Hin­
sicht Zustimmung.

D.	 Beschleunigungsgebot bei der 
Bewilligung von Demonstrationen

Das Beschleunigungsgebot i. S. v. Art. 29 Abs. 1 BV ver­
langt, dass ein Verfahren innert angemessener Frist abge­
schlossen wird.13 Ein subjektives Verschulden auf Seiten 
der Behörden ist nicht verlangt, um eine Verletzung des 
Beschleunigungsgebots bejahen zu können.14

Es ist zu begrüssen, dass das Bundesgericht diesen all­
gemeinen Grundsätzen für den Kontext von Demonstra­
tionen zusätzliche Konturen verleiht, die m. E. so zusam­
mengefasst werden können (E. 10.4):
	– Bewilligungsverfahren müssen so abgeschlossen wer­

den, dass hinreichend Zeit für die definitive Organisa­
tion der Kundgebung und gegebenenfalls eine Anfech­
tung bleibt.

	– Wenn die Meinungsbildung auf Seiten der Behörden 
abgeschlossen ist, dann muss innerhalb weniger Ar­
beitstage ein formeller Entscheid ergehen (ein zusätz­
licher Monat ist jedenfalls zu lang).

12	 Vgl. zum Gefahrenbegriff etwa Markus Mohler, Grundzüge des 
Polizeirechts in der Schweiz, Basel 2012, N 17.

13	 Ausführlich Kiener/Kälin/Wyttenbach (FN 6), N 2050 ff.
14	 Kiener/Kälin/Wyttenbach (FN 6), N 2052; BGE 144 II 486 E. 3.2., 

m. w. H. auf die Rechtsprechung.

E.	 Schluss

Insgesamt hat das Bundesgericht ein grundrechtsfreund­
liches Urteil erlassen. Die ausführliche und anschauliche 
Begründung verdeutlicht die vertiefte Auseinanderset­
zung der I. öffentlich-rechtlichen Abteilung, die in Fün­
ferbesetzung entschieden hat. Die Bedeutung des Urteils 
wird weiter dadurch unterstrichen, dass es zur Publikation 
in der amtlichen Sammlung vorgesehen ist. Es verdient 
denn auch Beachtung über die regelmässigen Kundge­
bungen rund um das WEF hinaus. Seine Leitlinien sind 
für Demonstrierende und Bewilligungsämter gleicher­
massen hilfreich wie verpflichtend.

So wenig dies Behörden – und die betroffene Bevölke­
rung – zu begeistern vermag, ist abschliessend nochmals 
in aller Deutlichkeit festzuhalten: Demonstrationen dür­
fen – ja sie sollen – stören (E. 7.3.8). So leisten sie ihren 
eigenen wichtigen Beitrag zum offenen Diskurs in unse­
rer Demokratie.




